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Straf- und Strafprozeßrecht

231 Abs. 2 StPO
t)ic Fortsetzung der Hauptverhandlung ohne den An

geklagten nach 231 Abs. 2 StPO setzt nicht voraus,
daß der Angeklagte über diese Möglichkeit zuvor be
lehrt worden ist.
Urteil des BGH v. 14. 6. 20(30 — 3 StR 26/00 (BGHSt.
46, 81).

Aus den Gründen:
Ohne Erfolg bleibt die Ruge der vorschriftswidrigen Ah—

esenheit des Angeklagten in der Hauptverhandlung ( 33$
r. 5 StPO) durch \‘erletzung des § 231 Abs. 2 StPO. Ihr liegt
folgender Verfahrensahlauf zugrunde: Am 6. Hauptverhand
lungstag war der Angeklagte nicht erschienen. Die Strafkam
mer war davon überzetigt. da6 der Angeklagte eigenmchtig
ausgeblieben ar, setzte die Hauptverhandlung in Abwesen
heit des Angeklagten nut einer erginzenden Anhörung eines
Sachverstandigen sowie mit dem Pladoyer der StA fort und
fuhrte sie am —. Haupts erliandlungstag mit dem Plidover des
Verreidigers und der Llrteilsverkündung in Absvesenheit des
Angeklagten zu Ende. Die Res ision zieht ein eigenmichtiges
Ausbleiben des an diesem Tag geflüchteten Angeklagten nicht
in Zweifel cind beanstandet auch die Ermessensentscheidung
der Kammer, die fernere Anwesenheit des Angeklagten fur
entbehrlich zu halten, nicht. Gleichwohl ist sie der Ansicht, die
Strafkammer bitte nicht nach 23 1 Abs. 2 StPO verfahren
durfen, weil der auf treiem Fuß befindliche Angeklagte bei der
Ladcing zu den Fortsetzungsterminen nicht auf die Möglich
keit hingewiesen worden war, daß acich ohne ihn weiterver—
handelt werden konnte. Sie stützt sich dabei auf eine Entschei
dung des OLG Düsseldor) )J\X‘ 1 970, 1889). Diese Auftas
sumg der Revision teilt der Senat indes nicht.

a) Der Angeklagte ist nach § 231 Abs. 1 StPO grund
sötzlich zur cinunterbrochenen Anwesenheit wihrend
der gesamten Hatiptverhandlung verpflichtet. Verstößt
er gegen diese Verpflichtung. indem er sich aus der
HauptverhandlLing entfernt oder hei der Fortsetz hing
einer unterbrochenen Hauptverhandlcing ausbleibt, so
kann diese nach ‘ 23 1 Abs. 2 StPO in seiner Abwesen
heit zu Ende geführt werden, wenn er über die Anklage
schon vernommen war und das Gericht seine fernere
Anwesenheit nicht für erforderlich erachtet. Voratisset
zung ist allerdings, daß sich der Angeklagte eigenmdch
tig entfernt oder eigenmichtig ausbleibt, d. h., daß er
ohne Rechtfertigungs- oder Entschuldigungsgründe wis
sentlich seiner Anwesenheitspflicht nicht genügt IBGHSt.
37, 251, 255). Eigenrnächtig handelt deshalb u. a. der
jenige Angeklagte nicht, der in der Fortsetzungsver
handlung ausbleibt, ohne ordnungsgemäß geladen vor
den zu sein lvgl. BGFISt. 38, 273).

h) Eine ordnungsgemäße Ladung zum Fortsetztings
termin setzt nicht voraus, daß der Angeklagte dabei
über die moglichen Konseqtienzen seines Aushleibens
belehrt wird. Der vom OLG Düsseldorf (\]W190,
1 889) geaußerten, nicht näher begründeten und die Ent
scheidung nicht tragenden Gegenansicht. die in der Lite
ratur teilweise aLiF Zustimmung gestoßen ist (vgl. Klein
knccht/Me‘ic‘r-Goßner, StPO 44. Aufl. 231 Rdn. 14;
Scljljichtc‘r 5K-StPO 229 Rdn. 10, § 23 [ Rdn. 2t;
Pczttltts KMR § 231 Rön, 2 [; Jitlitis HK-StPO § 229
Rdn. 9; Hittc‘r NStZ [9$4, 42; ablehnend wohl Go!!
u‘it.er ER, StPO 25 Aufl. § 229 Rdn. 7, der einen Hin
weis nur als möglicherweise angebracht bezeichnet;
ebenso Tolksdort KK 4. Aufl. § 229 Rdn. 9: „zweck
mäßig“) vermag sich der Senat nicht anzuschließen.

§ 23 1 Abs. 2 StPO sieht eine solche Belehrung nicht
vor. Damit unterscheidet sich die Regelung von denen
in 5 216 Abs. 1 Satz 1. § 232 Mis. 1 und § 323 Abs. 1
Satz 2 StPO, wo \Varntingen bzw. Hinweise für den
Angeklagten gesetzlich vorgeschrieben sind. Die Verhaf
tung oder Vorfuhrung des Angeklagten im Falle unent
schuldigten Ausbleibens, die Duirchführung der gesarn
teil Hauptverhandlung m Abwesenheit des Angeklag
ten. sowie die Verwerfung der Berufung des Ängeklag
teii ohne Sachverhandlting sind jeweils davon abhängig.
daß dciii Angeklagten ein entsprechender Hinweis in
der Ladcing gegeben ist. Das Gesetz sieht somit dann
eine Belehruing vor, wenn es besonders einschneidende
Folgen an das ALishleihen des Angeklagten knüpft. Bei
§ 23 1 Abs. 2 StPO ist die Situation insoweit anders, als
der Atigeklagte hier breits zur Sache vernommen vor
den citid die Pruzeßlage so gestaltet sein muß, daß die
weitere Anwesenheit des Angeklagten entbehrlich er
scheint. Anhaltspcinkte für eine Lücke in der gesetzli
chen Regelung bestehen nicht. Eine entsprechende An
wendung der Belehruingsvorschriften ist daher nicht ge
boten.

Auch aus dem Begriff der Eigenmacht ergibt sich
keine Pflicht zur BelehrLing (so aber Schlücbter 5K-StPO
§ 23 1 Rdn. 21). \7on seiner grundsätzlichen Anwesen
heitspflicht hat der Angeklagte dcirch die LadLing
Kenntnis. Ein Hinweis dahingehend, das Gericht könne
unter Umständen ohne Anwesenheit des Angeklagten
das Verfahren fortsetzen, kann sogar die Gefahr in sich
bergen, hei dem Angeklagten die Fehlvorstellung her
vorzcirufen, daß seine Anwesenheitspflicht beim Fort
setzcuigstermi n n ichit mehr bestehe.

Der Auiffasscing des OLG Düsseldorf stehen auch
praktische Bedenken entgegen. Wie der GenBÄ zu
Recht ausgefuhrt hat, könnte eine Belehrcingspflicht
nicht auf den Fall des Aushleibens bei tier fortsetztings
verhandlung beschränkt werden, da § 231 Abs. 2 StPO
das Sich-Entfernen dem Ausbleiben gleichstellt. Konse
c3Lienterweise müßte daher stets in dem Moment. in
dciii der Angeklagte nach § 243 Abs. 4 Satz 2 StPO Ge
legenheit zuir umfassenden Auißeruing gehabt hatte (vgl.
Gollu‘it:er ER, StPO 25. AudI. § 231 Rdn. 11; Klein
knecht/Afe‘ier-Goßner, StPO 44. Äcifl. § 231 Rdn. 19),
eine Belehrung des Angeklagten dahin erfolgen, daß er
hei eigenmächtigem Sich-Entfernen oder Ausbleiben mit
der Möglichkeit der Fortführung der Hauptverhand
lung in seiner Abwesenheit rechnen müsse, falls das Ge
richt seine fernere Anwesenheit nicht mehr für erforder
lich erachten würde. Diese pauschale Belehrung brächte
erst recht die Gefahr mit sich, daß der Angeklagte seine

Anwesenheit als in seinem Belieben stehend ansieht.

Anm erku ng

(—)

In emem Punkte ist dem Senat entschieden heizu
pflichten: Die Fortsetzung der Hauptverhandlung ohne
den Angeklagten nach § 231 Abs. 2 StPO verlangt
nicht, daß er uber diese Möglichkeit der Verfahrensge
staltcitig zuvor t)elelrt wuirde. Demgegenüber verdient
die hierfuir gegebene Begründung keine ungeteilte Zu
stimmung, sondern gibt im Gegenteil Anlaß zu einigen

ergänzenden Bemerktingen. Darüber hinaus fordert sie
regelrechten Widerspruch heraus, soweit selbst ein ent
sprechender Hinweis an den Angeklagten letzten Endes
als unpraktikahel uind — schlimmer noch — als untunlich
deklariert wird.
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1. Versucht man das Urteil gedanklich nachzuvollzie
hen, so ist es unerläßlich, sich zunächst mit dem Vor
bringen der Revision auseinanderzusetzen, da dies die
Marschroute für die folgende Prüfung vorgibt. Da die
\‘erteid igung die vorschriftswidrige Abwesenheit des
Ängeklagten in der Hauptverhandlung gerügt hat, ist es
natürlich ganz offenkundig, daß es um einen möglichen
Verfahrensverstoß im Zusammenhang mit dem An
wesenheitsgrundsarz geht und demzufolge die revisions
rechtliche Beurteiluing von den § 230 Abs. 1, § 33$ Nr. 5
StPO auszugehen hat. Es fragt sich jedoch, welcher
Aspekt des Änwesenheitsgrcindsatzes hier in erster Linie
gemeint ist — das Anwesenheitsrecht oder die Änwesen
heitspflicbt. Bekanntlich korrespondierten die beiden
Komponenten miteinander, ohne jedoch vollständig
kongruent zu sein‘. — Das Gericht darf dem Angeklagten
sein Recht auf Anwesenheitsrecht auch dort nicht versa
gen, wo diesen keine Pflicht zur Anwesenheit trifft1.

Der Senat prüft ausschließlich, oh der Angeklagte
seine Anwesenheitspflicht eigenmächtig verletzt hat
und gibt damit unmißverständlich zu erkennen, daß er
die ENistenz der Anwesenheitspflicht auch für die bei
den in Rede stehenden Forrsetzungstermine als selbst
verständlich gegeben voraussetzt. Obwohl der Ange
klagte „grLindsätzlich“, wie der Senat zutreffend be
merkt, „zur uncinterbrochenen Anwesenheit während
der gesamten Haciptverhandlung“ tind mithin auch in
jedem einzelnen Fortsetzungstetmin verpflichtet ist, fin
det sich hier ein erster Stein des Anstoßes. Es wird näm
lich gänzlich außer acht gelassen, daß es von diesem
Grundsatz auch Ausnahmen geben kann, und zwar na
mentlich dann, wenn der Angeklagte zu dem Fortset
zungstermin nicht wirksam geladen und deshalb eine
Anwesenheitspflicht für den Fortsetzungstermin gar
nicht erst begründet wuirde3. Gerade einen solchen
(möglichen und — wie sich zeigen wird — auch nur ver
meintlichen ( Ladungsfehler rügt jedoch die Revision!
Immerhin vertritt sie die Auffassung, der Angeklagte
hätte in der LadLing zu den beiden Fortsetzungstermi—
nen auf die \ [öglichkeit hingewiesen werden müssen,
daß auch ohne ihn weiterverhandelt werden könnte4.
Dies allein ist Grund genug bereits an dieser Stetle zu
prüfen, oh denn die entsprechenden Ladungen insoweit
tatsächlich fehlerhaft waren und ob gegebenenfalls ein
derartiger feli 1er die Ladungen überhaupt unwirksam
machen und der Entstehung der Anwesenheitspflicht
für diese Termine entgegenstehen würde. Erst dann,
wenn danach feststeht, daß sich die Anwesenheitspflicht
auch auf die in Rede stehenden Fortsetzungstermine er
streckt, ist zu prüfen, ob der Angeklagte diese Pflicht
auf eigenmächtige Weise verletzt hat oder nicht.

II. Da sich die Anforderungen an eine ordnungs
gemäße Ladung schon für die „normale“ erste Ladung
zum Termin nach § 216 StPO, erst recht jedoch für
eventuell später erforderlich werdende Nach- und Um-
ladungen zu Fortsetzungsterminen, nicht unmittelbar
dem Gesetz entnehmen lassen, ist ein Blick auf die
Funktion der Ladung unerläßlich, denn allein daraus
lassen sich auch ihre zwingenden Wirksamkeitsvoraus
setzLingen ableiten. Die LadLing als solche5 dient in er
ster Linie der SicherLing des Anwesenheitsrechtes des
Angeklagten und hat zunächst einmal mit dessen Amve
senheirspflictt nichts zu tun. Dies zeigt sich in aller
Deutlichkeit in den § 232 Abs. 1 Satz 1 und § 323 Abs. 1
Satz 2 StPO. — Beide Vorschriften befassen sich mit der
Ladung des Angeklagten und den Ladungsrnodalitäten,

obwohl sie sich auf Verfahrenssituationen beziehen, in
denen der Angeklagte ausnahmsweise nicht zur Anwe
senheit verpflichtet ist. ferner ist selbst der gern. § 233
StPO auf seinen eigenen Antrag hin auch vom Erschei
nen entbundene Angeklagte zu ladens.

Soll nun die Ladung ihrer Funktion gerecht werden,
dem Angeklagten die Anwesenheit in der Verhandlung
zu ermöglichen, so muß sie ihn über Ort und Zeit des
Termins informieren. Insoweit bestehen zwischen dem
notwendigen Mindestinhalt einer „normalen“ Ladung
nach § 216 StPO und einer etwaigen Nach- bzw. Umla
dung zum Fortsetzungstermin keine Unterschiede. Um
stritten ist jedoch, oh eine ordnungsgemäße Ladung
zum fortsetzungsrermin darüber hinaus auch die übri
gen Voraussetzungen des § 216 StPO erfüllen muß. Zur
frage des Schrifrformerfordernisses i. 5. des § 216 Abs. 1
Satz 1 sind bereits mehrere Entscheidungen ergangen.
die bislang keine einheitliche Linie erkennen lassen‘.
Nun wird. sotveit ersichtlich, erstmals ein Senat des
Bundesgerichtshofs veranlaßt, sich mit einem anderen
Aspekt der Ordnungsgemäßheit der Ladung zu hefas

Fraglich ist, oh es zu den unerläßlichen Wirksam
keitsvotaussetzungen einer Ladung (zum Fortsetzungs
termin) gehört, daß der Angeklagte darin vor den Fol
gen seines Ausbleibens gewarnt, auf sie hingewiesen
oder gar darüber belehrt wird.

Doch das ist noch nicht präzise genug formuliert.
Denn anders als es die Urteilsgründe glauben machen
wollen, sind die Begriffe „Warnung“, „Hinweis“ cind
„Belehrting“ keineswegs als Svnonvme beliebig gegen
einander austatischhar. für eine „Belehrung“ ist von
vornherein nur dort Raum, wo es darum geht, dem An
geklagten als Rechtssubjekt eine Information zu ver
schaffen, die er braucht, um ein Verfahrensrecht acis
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Rwß, jZ 1975, 26 Sc/‘lut/rauer, Festgabe tut i uduig Koch 198Q. 5. 24! ff.241, .‘iiimiscu, heriah remtehier und Rugcl‘cr rigting im Srraiprii,eß. i 997,5. 213 f.
2 K/emknecl,t/Wc‘ser-Giißncr. 44. Aufl.. 23t), Rdn. 4; BGHSt. 26. 22$ 2341in hecug aut 13 ia StPO.

-

Vgl. die entepreelienle Stelle in BGHSt.3.S, 2i 2i, auS die sich derSenat hier ausdruckiich bezieht Hervorhebung von Anmerkungss ertasserin);Ein Angeklagter bleibt zssar nicht eigenrnachtig im Sinen von 23 i Abs. 2 StPOaus, ii-enn er ‘ucht ersclreine,i mußte, weil er ‚nett u-irksam geladen ii ir ss le—derum mit Verweis auf die insoweit wortgleichen Aushihrungen in BGH NStZi9S4, 41.
Betrachter man die Sache von dieser Warte. w rd deutlijt. daß es im hierentschiedenen Fall nicht nur um eine \eriettung der Anwesenlieitspfiicht seitensdes Angeklagten, sondern auch um die Verletzung des Ansvesenheitsrecltts durchdie Kammer gehen konnte. Allerdings hißt sich aus dein \3enigen, das die LVteilsgrunde uber das Re isionss orbringen mitteilen, tticlit entnehmen. ob hierauch eine Verieteung des Anis esenlieitsrecltts dargelegt ss urde.
Wie zu zeigen sein wird, ist zu unterscheiden zwischen der Ladung selbstund der :iisatdicbrn ‘5 arnungen vor l,ei ; 216 Abs. i Satz 1; bete, dem Hnmss eisauf bei 232 Abs. 1 Satz 1 und 323 Ah. 1 Satz 1) den hzsv. die Folgen desunentschuldigten; Aushleibens des Angeklagten.
Es ‚sr eine ganz andere Frage, oh die Form der Ladung geeignet ist, demAngeklagten gegebenenf,mlis nachzuweisen, daß er von seiner Anis esenliemtsptlichtss uilre und diese eigenmachtig s erletzte und noch eine ganz andere, ob bestimmteTeile der Ladung der t3tirchserzung der Ansvesenlieitspflicht des .ngekla-gteii dienen.

- Bei der Verhandlung in sog. Bagateilsachen nach § 232 StPO ist der Augeklagte nur dann verpflichtet zu erscheinen, wenn das Gericht ausnahnisss cisc vondein Hinweis abieht und damit zu erkennen gibt, daß die Verhandlung trotz derubrigen Viirauszrzungen des 132 Ab5. 1 ehen eraöe mehr oh e,4, \ren durchtuhrt werden kann. Kleiiiktiecl‘t/1iever. Gof1nir. 232, Rdn. t,. BC.HSt.25, i 65 1 166. Die Beru tiiugsi erhandl ung, auf deren Vorbereitung sich 323StPO bezieht. kann durchans auch ohne den Angeklagten dtirchgefulirr werden —der Angeklagte wird dann, soweit zulassig. enrss eder durch seinen Verteidiger
i ertreteit, oder aber die Berutung wird ‚iitorm veto orten, 32 StPO.Kleiiikiiecht/\levcr-Goß‘mer. 116. Rdn. 1 und 233. Rdn. i 9, LR Gill—‘emtcer, 233, Rdn. 29, RiSrBV Nr. i2(i Ah. 3.

-‘ Klemk,icc/‘i \ir-vcr Gn/1ncr, 214, Rdn. 2; C R Gollwmtter, 2 i4, Rdn. 1.BGH SrV 1953. 402, NStZ 9.54, 41 in. Anm. Hilier, NStZ 195S, 411m. Anm. 5iucv. NStZ 9 9 2.53; BC,HSt. 3‘, 259 1 mit Aninerkungeit dazu hei.\iaat, DRiZ 199 1, 2131) if. und BGHst. 35, 2 i i 2‘3; Bar OBIG SjW 1 90,1055; OLG K.irlsruhe, NJW 198!, 934.
Almiilich auch dre F ‚illgestaltiii;g in der L;mts,.heidung des OLG Dusseldorr.i 970, 1859. Dort ss urden jedoch die L id aagsmoda lititemm nicht als solche proble_matisiert, sondern allent untersucht. ‚1, sich die Bew eiskratr des Ha Liprs erh.mmmcllungsprotnkii!ls auch hierauf erstreckt.
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üben zu können. Oder anders ansgedrückt: Die Beleh
rung ist stets im Zusammenhang zu sehen mit dem
Recht, über das belehrt werden soll. Sie setzt deshalb
notwendigerweise die Freiheit des Angeklagten voraus,
sich für oder gegen die Ausübung des Rechtes zu ent
scheiden. Ein Beispiel für eine Belehrung in diesem
Sinne findet sich auch im Zusammenhang mit den Vor
schriften über die Anwesenheitsrechte: In sog. Bagatell
sachen kann der Angeklagte auf seinen Antrag hin gem.

233 Abs. 1 Satz 1 StPO von der Verpflichtung zum
Erscheinen entbunden werden. Allerdings muß er dann
gern. Abs. 2 Satz 2 über die für eine Verhandlung in sei
ner Abwesenheit zulässigen Rechtsfolgen belehrt sowie
ausdrücklich befragt ‚iverden. ob er seinen Antrag auf
Befreiung vorn Erscheinen aufrechterhalte. Nach alle
dem liegt auf der Hand, daß in der Situation des § 231
Abs. 2 eine Belehrung des Angeklagten über die Zuläs
sigkeit dieser Verfahrensweise schon deshalb nicht in
Betracht kommen kann, weil die Vorschrift selbst von
der Anwesenheitspflicht und nicht von einem disponib
len Anwesenheitsrecht des Angeklagten ausgeht 12•

Damit bleibt zu fragen, oh denn die Ladung zum
fortsetzungstermin eine Warnung vor, bzw. der Hin
weis auf die Folgen des (unentschuldigten) Ausbleibens
enthalten muß. — Der Senat hat für die Beantwortung
dieser Frage neben § 216 Abs. 1 Satz 1, der von einer
„\Varnung“ spricht, auch die § 232 Abs. 1 Satz 1 und
§ 323 Abs. 1 Satz 2 StPO herangezogen, die beide das
Erfordernis eines „Hinweises“ erwähnen und schließ
lich alle drei Vorschriften dem § 231 Abs. 2 StPO ge
genübergestellt. Aus dem Umstand nun, daß lediglich in
§ 231 Abs. 2 StPO weder ein Hinweis noch eine War
nung erwähnt wird, zieht der Senat den Umkehrschluß,
daß es bei der Anwendung des § 231 Abs. 1 StPO auf
eine solche Belehrung alias einen entsprechenden Hin
weis alias eine \Varnung über/acif/vor die bzw. den Fol
gen des Ausbleibens nicht ankommen könne. — Dies
entspricht einem Vergleich von Apfeln mit Birnen.
Denn hier werden jene Vorschriften, welche mit den La
dungsmodalitäten die Vorbereitung der Verhandlung
betreffen, mit einer Regelung verglichen, die sich bereits
auf die Zulässigkeit einer bestimmten Verfahrensweise
in der (längst vorbereiteten) Verl,andlung selbst bezieht.
Wollte man so argumentieren, dann könnte man aber
atich auf den Gedanken verfallen, etwa aus § 329 StPO
zu folgern, daß bei Berufungsverhandlungen der Hin
weis des Angeklagten auf die Folgen des Ausbleibens
keinerlei Rolle spielen könne. Schließlich ist in dieser
Norm über die tatbestandlichen Voraussetzungen auf
das Verwerfungsurteil die Notwendigkeit eines aus
drücklichen Hinweises mit keinem \Vorte erwähnt°.

III. Die Ladungsrnodalitäten selbst können sich also
nicht den Vorschriften über die Durchführung, sondern
nur jenen über die Vorbereitung der Hatiptverhandlung
entnehmen lassen. Da sich der Gesetzgeber einer geson
derten Regelung über die „Fortführung einer schon be
gonnenen Hauptverhandlung“ enthalten hat, muß letz
ten Endes auch für die Ladung zcim Fortsetzungsterrnin
auf die allgemeinen Vorschriften zurückgegriffen wer
den. Prüfungsmaßstab für den vorliegenden Fall, bei
dem es sich um ein normales erstinstanztiches Verfah
ren gegen einen auf freien Fuß befindlichen Angeklag
ten handelt, kann demnach richtigerweise allein § 216
Abs. 1 Satz 1 StPO sein. Wohlgemerkt, damit soll nicht
etwa die Behauptung aufgestellt werden, diese Vor
schrift finde unmittelbare Anwendung auch für die La

dung zu jedwedem Fortsetzungstermint4. Ganz im Ge
genteil, der Gedanke ist ein anderer: Auch ein Mangel
in der Ladung nach § 216 StPO macht diese nicht auto
matisch unwirksam, sondern nur dann, wenn sich der
Mangel zu Lasten des Angeklagten atisgewirkt habeti
kannu. Sollte nun bei der Betrachtung der „normalen“
Ladung nach § 216 Abs. 1 Satz 1 heraLisstellen, daß die
Warnung vor den Folgen des Ausbleibens kein zwingen
des Wirksamkeitserfordemnis ist, dann muß dies für die
Ladung zum fortsetzungstermin erst recht gelten, weil
dann ein Verfahrensstand gegeben ist, bei dem die An
wedenheitspflicht des zuvor erschienenen Angeklagten
bereits einmal begründet war.

Schon der Wortlaut des § 216 Abs. 1 Satz 1 StPO
spricht deutlich dafür, zwischen den inhaltlichen Mm
destvoraussetzungen der eigentlichen Ladung selbst und
der zusätzlichen \Varncmng, daß in Folge des unentschul
digten Aushleibens die VerhaftLing oder Vorfuhrung er
folgen würde, zu unterscheiden. Das Gesetz definiert
und erklärt nämlich den Begriff der Ladung nicht, son
dern setzt ihn — mitsamt seinem oben geschilderten, sich
erst aus der Funktion ergebenden — Mindestinhalt be
reits voraus. \Vürde dazu auch die Warnung zählen,
dann gäbe es keinen Grund, warum gerade sie als einzi
ges der Wesensrnerkmale einer Ladung gesonderte Er
wähnung finden sollteu.

Das besagt freilich noch nicht, daß das Fehlen der
Warnung die Ladung nicht auch unwirksam machen
könnte. Maßgeblich hierfür ist ja nicht der Ladcingshe
griff als solcher, sondern — wie erwähnt — die Frage. oh
sich der Ladungsfehler überhaupt zu Lasten des Ange
klagten ausgewirkt haben kann. Da nun die \Varnung
vor der Verhaftung oder Vorführung für den Falle des
unentschuldigten Ausbleihens überhaupt erst die Vor
aussetzung für die Anwendung dieser Zwangsmittel
ms«, erscheint auf den ersten Blick schwer vorstellbar,
wo fur den Angeklagten ein Nachteil liegen können
sollte, wenn diese Zwangsmittel nicht gegen ihn ange
wendet werden dürften. Doch läßt sich dtirchaus die
Ansicht vertreten, daß es sich für den Angeklagten
nachteilig auswirken kann, wenn seine Anwesenheit
nicht auch gegen seinen Willen sichergestellt tverden
kann und er die Folgen seines Acmshleibens zu tragen

hat. Tragfähig wäre dies edoch nur dann, wenn man

zugleich die Auffassung vertreten wollte, daß im umge
kehrten Fall beim Vorliegen der Voraussetzungen für
die Zwangsanwendung, der Angeklagte zur Gewährlei
stung seiner Anwesenheit stets vorzuführen oder zu ver
haften wäre. Dies bedeutet, daß die Zwangsanwendung
auch gegenüber der Fortsetzung der Verhandlung ohne
den Angeklagten nach § 231 Abs. 2 StPO vorrangig

sein müßte°. Gerade dies ist aber mit Blick auf das dem
Gericht ausdrücklich eingeräumte Ermessen jedoch
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Zur Frage der Verzichtbarkeit des Anwesenlietisrechrs uberhaupr sgl. naher
Mvniszu aaO Fn. 1), S. 2i 3 5., 226 t.

° Siehe aber § 323 Abs. 1 Satr 2 StPO.
° D.izu siehe Hz!ger, NSrZ 184. 42; 3hiurer, NSrZ 1939, 423; LRGiilliit

216, RUn. 2; a. Ä. BGH ‘.SrZ 1984, 41. Richrigerweise danaii ddterenzie
rend, ob der Fortsetzungstermin dem Angek!.igien schon truher mitgeteilt ‚vor,
KMR-P.ii1i,a, 216, Rdn. 3.

R Giillu ‚t:,‘r, 216, Rdn. 14.
„ ‚ig!. eri,er aoJi die sprachliche Lnier,cheidung zwischen der Ladung ei

nerseit und dem Hinweis .inI die Folgen des Ausbleiben, andererseits in 232
Abs. 1 Sau sow;e in 321 Abs. 1 Sitz 1 StPO.

R!ci,uk,icc/‘ric,cr-Gofne,-. 216. Rdn. 4.
So BGH NJ\V hi)29

i VI. dazu schon RGSt. 58. i49 1 59 sossic BGH NJ\‘i i97, 1928
m. Anm. Ruper. NJ‘sX i98. 251. beide allerdings bezogen ‚iuI einen Gnrer
suchungsbaOling. Sicher berner auch BGH NSuZ i 999• 283. wo u. a. auch die
>iclitanwenduug von Zwang kritisiert w;rd.
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nicht der FalP9. Demzufolge kann aber das fehlen der
Warnung bei § 216 Abs. 1 Satz 1 StPO die Ladung
nicht unwirksam machen. — Nach dem Sinn cind Zweck
der Vorschrift kann ein beachtlicher Ladungsfehler
überhaupt nur dann vorliegen, wenn er sich gerade da
hingehend ausgewirkt hat, daß er den erscbemungswtl
tigen Angeklagten am Erscheinen hinderte. — Was ncin
den Fortsetzungstermin anbelangt, so besteht also die
einmal wirksam begründete Anwesenheitspflicht des
Angeklagten fort, ohne daß die Ladung zum fortset
zcingstermin eine (nochmalige) Warnung oder einen
sonstwie gearteten Hinweis acif die Folgen des Aushlei
bens enthalten muß.

IV. Allerdings ist dies keine Empfehlung gegen einen
entsprechenden Hinweis in der Ladung. Ein Hinweis
hat im allgemeinen die Funktion, einer bestimmten In
formation besonderen Nachdruck zu verleihen und
möglichst sicherzustellen, daß der Betroffene über diese
Information aLich wirklich verfügt, sie intellektuell ver
standen hat — und sich dementsprechend verhält. Dies
kann, muß aber nicht mit einer Belehrung im o. g.
Sinne verbunden sein. Maßgeblich ist der Inhalt der In
formation. Folglich läßt sich ein entsprechender Hin
weis auch für die Änwesenheitspflicht des Ängeklagten
in Fortsetzungsterminen nutzbar machen. Zwar ist zci
zugehen. daß es bislang zahlreiche Fälle gegeben hat, in
denen die vermeintlichen Hinweise den Angeklagten zu
Recht haben glauben lassen, seine Anwesenheit sei nicht
mehr erforderlich22. — Solche Schwierigkeiten lassen sich
jedoch umgehen, wenn man den Bezugspunkt des Hin
weises entsprechend wählt: Dieser kann namlich sinn
vollerweise gerade nicht darin liegen, daß gegebenenfalls
auch ohne den Angeklagten weiterverhandelt werde.
Denn im Zeitpunkt der Ladung zu dem Fortsetzcingster
min läßt sich dies noch gar nicht mit der erforderlichen
Sicherheit sagen, sondern die Uherprüfung der Voraus
setzungen des § 231 Abs. 2 StPO und die Ermessens
ausübung können erst in dem künftigen Termin statt
finden. Ein auf die bloßen Folgen des Aushleihens ge
richteter Hinweis programmiert daher Mißverständnisse
des Angeklagten, seien sie nun gewollt oder ungewollt,
geradezu vor, Hinweisen kann man den Angeklagten je
doch darauf, daß er auch zt‘eiterhin zur Anwesenheit ver
pflichtet ist, ttnd daß sich aus seinem unentschuldigten
Fernbleiben für ihn nachteilige Folgen ergehen können.
Diese Folgen wären freilich vollständig aufzuzählen, und
dazu gehört dann gerade nicht mehr nur die Möglichkeit,
die Verhandlung unter Umständen auch ohne den Ange
klagten fortsetzen zci können, sondern acich (die Verhält
nismäßigkeit vorausgesetzt) die weiterhin bestehende
Möglichkeit der Vorführung oder Verhaftung13. Ein sol
cher Hinweis, auch wenn er nicht zwingend erforderlich
ist, wäre aber möglicherweise in der Praxis sinnvoll, um
die Anwesenheit der Angeklagten auch im vorgerückten
Verfahrensstadium zu gewährleisten11.

Wiss. Ass. Dr. CLlltdic? Ketser, Hannover

§ 247 Satz 1, § 33$ Nr. 5 StPO; § 1896, 1897 BGB
Eine Entfernung des Angeklagten gemäß § 247 Satz 1

StPO kann nicht darauf gestützt tverdcn, daß ein gemäß
§ 1897 BGB bestellter Betreuer der Vernehmung des Be
treuten in Anwesenheit des Angeklagten widersprochen
hat.
Urteil des BGH v. 21. 9. 2000 — 1 StR 257/00 (BGH
St. 46. 143).

Aus den Gritnden:
1. Das LG hat während der Vernehmung der Nehenkläge

rin G. gegen seine Pflicht verstoßen, in Anwesenheit des Ange
klagten zu verhandeln ) 230 Abs. 1 StPO). Dieser Rechtsfeh
1er stellt einen absoluten Revisionsgrund nach 5 33$ Nr. 5
StPO dar.

Dem liegt folgendes zugrunde: Die Strafkammer hat den
Angeklagten während der Vernehmcing der Nehcnkligeriti aus
dem Sitzungssaal entfernt. Dies wurde damit begröndet, daß
die Eltern dieser geistig behinderten (erwachsenen) Zeugin als
deren Betreuer einer Vernehmung in Anwesenheit des Ange
klagten widersprochen hätten: dies fi hre dazu, daß ohne die
Entfernung die ‘/Gthrheitserrnittlung behindert wäre, weil eine
\‘ernehmung ansonsten überhaupt meht möglich sei. Auf eine
Gefahr für die Gesundheit der Zeugin stellt der Beschluß nicht
ab.

Nach der danach angewandten Bestimmung § 247
Satz 1 StPO ist eine vorübergehende Entfernung des
Angeklagten aus dem Sitzungssaal zulässig, „wenn zu
befürchten ist, ... ein Zeuge werde hei seiner Verneh
mung in Gegenwart des Angeklagten die Wahrheit
nicht sagen.“ Diese Voraussetzuing für einen Angeklag
tenausschluß ist z. B. auch erfüllt, wenn cm zur \‘erwei
gerung des Zeugnisses berechtigter Zecige erklärt, daß
er nur in Abwesenheit des Angeklagten aussagen wolle;
ein solcher ZeLige, der unter dem Druck der Anwesen
heit des Angeklagten von seinem Zeugnisverweige
rungsrecht Gebrauch zu machen droht, will dann über
haupt nichts mehr, also auch die Wahrheit nicht sagen
)BGHSt. 22, 21).

Hier sind die Voracissetzungen des § 247 Satz 1 StPO
aber nicht gegeben. Ein Zeugnis- oder A tiskun ftsverwei
gerungsrecht stand der Zeugin G. nicht zu, so daß auch
das Zustimmcingserfordernis der Eltern bzw. Betreuer
nach § 52 Abs. 2 StPO nicht eingreift. Atich aufgrund
ihrer Stellung als Betreuer, die u. a. das Aufenthaltshe
stimmcingsrecht umfaßt, hatten die Eltern keine recht
liche Möglichkeit, eine Zeugenaussage ihrer Tochter zu
verhindern. Für die Besorgung durch einen Betreuer
kommen nämlich solche höchstpersönliche Angelegen
heiten nicht in Betracht, die nicht dtirch einen Vertreter
vorgenommen werden können, wie z. B. die Verneh
mung als Zeuge (Bienzvald, Betreuungsrecht, 3. Aufl.,
§ 1896 BGB Rdn. 216 Lind § 1902 BGB Rdn. 27).

Die Vernehmung geistig erkranktet Zeugen in der
Hauptverhandlcing ist auch nicht generell ausgeschlos
sen. Wollen sie nicht zur Verhandlung kommen, so
können sie notfalls gemäß 5 51 Abs. 1 Satz 2 StPO
zwangsweise vorgeführt werden, da die Vorführting
nicht die Ahndung eines \7erstoßes gegen einen Geser
zesbefehl bezweckt, sondern dazu dient, das Erscheinen
des Zeugen vor Gericht sicherzcistellen (DaI,s, LR,
25. Aufl., vor § 48 Rdn. 23 und § 5 1 Rdn. 2; Eisen-
berg, Beweisrecht der StPO, 3. Aufl., Rdn. 1001). Für
die Nehenklägerin gelten mithin die allgemeinen Rege
lungen, wonach Zeugen die Pflicht haben, vor Gericht

n Ksspcr. NJW iS. 253.
= vel. KG GA 199, 148 149:. allerdines l,ezogen au die voraiissetnungen

der Beratunsserssertune nach 329 .‚st,s. 1 StPO.
vei. etwa 1 lt 5 Abs. 3 Sa:, 1 oder 3 36a Abs. 3 Sitz 2 StPO.
Besonders deutlich OLG Kots. St‘s 1985. 50. Ferner: BGH \StZ 1959.

293; BGHSt. 3, 219: RGSt. 55, 149 i53i sostic OLG Karlsruhe JR 1985
m. Anm. K. .‘,t.scr. -

1 Ist ahnt:,.hen‘. inhalt ottenh.ir auch der Antrag der Staatsanss a ttschatt in
dem s oH KG i985, 52 entsjiiedenen Fall. Siehe Gruer auch die Ditterciszie
rung t,ei OLG KeIn, St‘, 3955 .537.

Zu gerade entgegenlautenden Bemsilsuiten seitens der Verte,dier, die sich
mit teils beachtlichen Argumenten eine StatLuni der Dispositionsbetugnis na
inentlich bei langen vertähren ssunschen. siehe al‘cr fuhina, GA 1 992. 295 sind
Stein. ZStW 911985.503.


